
Die vierte Welle erreichte die Bun-
desvorstandssitzung nicht nur
durch die Absage der Präsenzsit-
zung in Hannover, sondern auch
durch die neue 3G-Regel am
 Arbeitsplatz, die Tage vorher im
Bundestag verabschiedet worden
war und zunächst bis Mitte März
2022 gilt. 

Geimpft, genesen oder getestet,
und zwar mit Nachweis, ist jetzt
die Bedingung für den  Zugang
zum Betrieb – auch bei ver.di, wie
die hauptamtliche  Leiterin der
beiden Fachgruppen,  Rachel Mar-
quardt, erklärte. 

Die Schlüssel oder Zugangschips
werden in den Unternehmen ge-
sperrt, wie im Vorstandskreis aus

den Betrieben berichtet wurde.
Nach Vorlage der Impf- oder Ge-
nesungsatteste werden sie wieder
freigeschaltet. 

Täglicher Test

Wer nicht im Homeoffice arbeitet
und beim Betreten des Betriebs
keine solchen Atteste vorlegen
kann oder will, muss täglich
einen Test vorweisen und daher
meist einen bestimmten Zugang
mit Kontrolle benutzen, oder
 bekommt eine Freischaltung nur
für einen Tag. Je nach Unterneh-
men ist die Zentrale zuständig
oder die Überprüfung wurde an
die Abteilungen delegiert,
 berichteten die  Vorstandsmit -
glieder.

Laufend aktualisierte ver.di-Infor-
mationen zur 3G-Regel in den
 Betrieben gibt es hier: 
https://kurzelinks.de/dx7g

In den Landesbezirken sind die
Kontakte zwischen den beiden
Fachgruppen ausgebaut und
künftige Themen, Vorstandsbeset-
zungen oder auch Mitgliederan-
schreiben besprochen worden.
 Tarifpolitik, Mitgliederwerbung
und regionale Bildungsarbeit
 werden in der neuen Fachgruppe
Druck, Verlage, Papier und Indus-
trie (DVPI) auf der Tagesordnung
stehen. Die Vorstellungen von
„New Work“ und die Regelung
und Erfassung der Arbeitszeit
werden die neue Fachgruppe be-
schäftigen, auch im Hinblick auf

die  Positionierung der Ampel-
 Koalition. 

Neben den Delegierten für die be-
ginnenden Organisationswahlen
(Termine: 
https://orgawahlen.verdi.de)
sind auch die ver.di-Kandidat*in -
nen für die Selbstverwaltung in
den nächsten Monaten ein wich-
tiges Thema für alle in ver.di. 

Selbstverwaltung

Denn 2023 finden wieder die So-
zialwahlen für Rentenversiche-
rung, Kranken- und Unfallkassen
sowie Berufsgenossenschaften
statt (siehe Seite 3). W
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tzLiebe Kolleginnen
und Kollegen,

mit großen Schritten eilen wir
dem Jahresende entgegen und
ich möchte die Gelegenheit nut-
zen, um mich für die vielerorts
geleistete Arbeit zu bedanken.

Zum einen bedanke ich mich bei
dem Redaktionsteam unseres
Industrie-Reports und mti-Info
für die abwechslungsreiche und
kontinuierliche Berichterstat-
tung. Sowohl Susanne Stracke-
Neumann als unsere Redakteu-
rin, als auch Ulrich Bareiß und
Werner Filipowski als maßgebli-
che Redaktionsmitglieder haben

hier einen wesentlichen Beitrag
zum Gelingen der Publikation
 geleistet.

Des Weiteren gilt mein besonderer
Dank unserer seit Anfang 2021
amtierenden Bundesfachgruppen-
leiterin Rachel Marquardt, die mit
besonderem Engagement und
 Expertise die Bundesfachgruppe
Industrie betreut. Beim gesamten
Bundesfachgruppenvorstand be-
danke ich mich ganz herzlich für
die engagierte und erfolgreiche
Vorstandsarbeit. Gemeinsam
haben wir viel für den Fortbestand
der Industrie in ver.di erreicht.
Besonders ist hierbei die erfolgrei-
che Gestaltung des Fusionsprozes-
ses mit der Fachgruppe Verlage,

Druck und Papier zu nennen, so
dass wir planmäßig und  termin -
gerecht zur gemeinsamen Fach-
gruppe DVPI (Druck, Verlage, Pa-
pier und Industrie) verschmelzen.
Somit sind wir auch auf die zum 
1. Januar 2022 vorgesehene
 Fusion zum neuen Fachbereich A
gut vorbereitet und haben unsere
Möglichkeiten zur Gestaltung der

neuen Rahmenbedingungen best-
möglich genutzt.

Es bleibt also auch für das kom-
mende Jahr weiter spannend, wie
sich ver.di und der neue Fachbe-
reich entwickeln werden. Wir sind
jedenfalls weiter für unsere Mit-
glieder am Ball und „geben in
gewohnter Weise die Richtung
vor“.

Allen Leserinnen und Lesern
wünsche ich eine geruhsame und
vor allem gesunde Weihnachts-
zeit im Kreis Eurer Lieben. W

Euer Matthias Träger
Bundesvorsitzender der Fachgruppe
 Industrie/Industrielle Dienstleistungen

Wenn der Chip streikt
Die neuen 3G-Regeln am Arbeitsplatz, die Fusion
und die Sozialwahlen waren Themen bei der
 Sitzung der Bundesfachgruppenvorstände Indu-

strie/Industrielle Dienstleistungen und Verlage,
Druck und Papier (VDP), die wegen der Pandemie
am 26./27. November wieder online stattfand.
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Diesen Umstand haben die Semi-
narvorträge aufgegriffen und an
Hand von Beispielen Alternativen
und Lösungsmöglichkeiten aufge-
zeigt. In Gruppenarbeiten wurde
die Abkehr vom Automobil und
die Reduzierung der CO2-Immis-
sionen näher untersucht und
gleichzeitig eine Neuausrichtung
zu einer sozial- und klimaverträg-
lichen Mobilitätswende mit mehr
Rad- und Fußverkehr angeregt. 

Der umweltverträgliche Ausbau
und die Förderung weiterer Ver-
kehrsmöglichkeiten wie E-Mobili-
tät, Wasserstoffantrieb (H2) und
der Aufbau von Lade- und Versor-
gungsnetzen fanden besondere
Aufmerksamkeit. Neue Verkehrs-
wege, Investitionen in Infrastruk-
turmaßnahmen und in die
 Digitalisierung wie auch eine ab-
gestimmte Taktung der unter-
schiedlichen Verkehrsträger mit
einem übersichtlichen ÖPNV-Ta-
rifsystem waren weitere wichtige
Forderungen. 

Ein lebhafter Gedankenaustausch
entwickelte sich zu den Themen
Autonomes Fahren und das Ein-
binden nichtautonomer Verkehrs-
teilnehmer in den Datenverbund,
wie zu den verschiedenen digita-

len Bezahlsystemen für den ÖPNV.
Die Beobachtung und die Analyse
der örtlichen Begebenheiten am
Seminarort Muggendorf hinsicht-
lich Verkehr, Barrierefreiheit, Ge-
werbe, Parkraum, Grünanlagen
und Plätze, öffentliche Einrichtun-
gen sowie eine Bürgerbefragung
war im zweiten Seminarteil die
Aufgabe. Mit der Vorstellung
eines Integrierten  Städtebau -
lichen Entwicklungskonzeptes
(ISEK), verbunden mit der Visuali-
sierung einzelner Planungs-
schritte, wurden die Planungs an-
forderungen und die politischen
Entscheidungsschritte zur Neuge-
staltung von bestehenden Wohn-
quartieren aufgezeigt. In insge-
samt zehn Themenschwerpunkten
wurden Handlungsfelder mit Prio-
risierung definiert und Ziele fest-
geschrieben. Die Methoden der
Zielverfolgung und die  Grund -
lagen einer überschlagsmäßigen
Kostenschätzung wurden eben-
falls vermittelt. 

Die Planungsumsetzung richtete
sich in der Hauptsache auf die
verkehrliche Erschließung, den
Ausbau eines Radverkehrsnetzes,
die Verbesserung und Neugestal-
tung öffentlicher Grünräume, der
Barrierefreiheit, aber auch auf

eine erhebliche Reduzierung des
privaten Fahrverkehrs. Eine nahe-
gelegene Autobahn und eine
Bahnstrecke wurden in die Be-
trachtung einbezogen und deren
Verkehrsanbindung optimiert. Als
übergeordnetes Ziel konnte mehr
Lebensqualität und mehr Urbani-
tät im Wohnquartier festgestellt
werden.

Den Abschluss bildete ein Blick in
die Zukunft mit der Frage: „Wie
werden wir uns morgen bewe-
gen?“ Zusammenfassend wurde
festgestellt, dass es mehr ge-
sunde CO2-freie Fortbewegung
und mehr öffentliche Verkehrsmit-
tel mit einer übersichtlich gestal-
teten Tarifierung braucht. Die im
Städtebaulichen Entwicklungs-
konzept vorgestellten Ziele wur-
den mit den Forderungen nach
 sozialgerechter Mobilität und
 Klimaneutralität mit alternativen
Kraftstoffen verbunden, wobei 
E-Fuel und Wasserstoff besondere
Beachtung fanden. In der ab-
schließenden  Gruppenpräsen -
tation wurden Handlungsmög-
lichkeiten für Betriebs- und
Personalräte erarbeitet. W

Peter Soellner

Am 15. Oktober ist unser
 Gewerkschaftskollege Peter
Reher im 81. Lebensjahr ver-
storben. Peter war mit voll-
stem Engagement ein vor-
bildhafter Gewerkschafter
und Betriebsrat, ja man kann
sagen, Überzeugungstäter. 

Seine betrieblichen Wurzeln
hatte er bei der Siemens AG in
München, wo er auch als Be-
triebsrat gewirkt hat. Er hat den
AIN (Arbeitskreis Ingenieure und
Naturwissenschaftler) am Tage
der ersten Mondlandung 1969
mitgegründet und den AIN unter

dem Dach der Deutschen Ange-
stelltengewerkschaft DAG etab-
liert und geführt. 

In der DAG war er in verschiedens-
ten Gremien aktiv, bis hin zum
 Gewerkschaftsrat. Unvergessen ist
seine Führungsrolle innerhalb des
Arbeitskreises TAB (Technische An-
gestellte und Beamte) und im AIN,
dessen einziger Ehrenvorsitzender
er war.

Bei der Gründung von ver.di hat er
den Prozess aktiv und kritisch mit-
gestaltet. So war es für ihn selbst-
verständlich, sich sowohl im mti

als auch in den Industriefachgrup-
pen an vorderster Front für die
 Interessen der Beschäftigten ein-
zusetzen. Auch in der Selbstver-
waltung hat er sich engagiert, so
in der Techniker Krankenkasse, und
dieses auf Wunsch von ver.di län-
ger, als seine Lebensplanung es
vorgesehen hatte. So war er eben!

Alle, die ihn kennengelernt haben,
verbinden seinen Namen, sein
Schaffen, seinen trockenen Humor
und seine freundliche Hinwendung
mit einem aufrechten, ehrlichen
Kollegen. Wir haben einen vorbild-
lichen Menschen, einen überzeug-

ten Gewerkschafter, einen
Freund verloren. Wir werden ihn
in bester Erinnerung behalten. W

Ulrich Bareiß, Uwe Bohm,
Werner Filipowski

Nachruf Peter Reher

Gewerkschafter, Betriebsrat, Freund

Mobilität der Zukunft

Umdenken in Städtebau und Verkehrspolitik
Wer kennt ihn nicht, den
 Verkehrsstau morgens und
abends in unseren Städten, die
langen Wartezeiten bei Bussen
und Bahnen, enges Gedränge
im Personennahverkehr, Un-
pünktlichkeit und vieles mehr. 

Wie schön wäre es, ohne Stress
und Zeitnot in die Arbeit zu kom-
men und sich nach Feierabend
entspannt der Familie widmen zu
können. Diese und ähnliche
 Fragen wurden im ver.di-Seminar
„Auf in die Zukunft –  Verkehrs -
politik für eine Welt von morgen“
im fränkischen Muggendorf erör-
tert und kritisch hinterfragt. Zen-
traler Punkt dieser Betrachtung:
Die derzeitige Verkehrsmisere ist
darauf zurückzuführen, dass in
der Vergangenheit das Auto im
Mittelpunkt der gesellschaftlichen
Aufmerksamkeit stand und an-
dere, alternative Verkehrsträger
meistens außer Acht gelassen
wurden.

Durch das steigende Umweltbe-
wusstsein und den Wunsch nach
einer höheren Lebensqualität än-
dern sich aber die Vorstellungen
der Menschen von ihrem Lebens-
raum und erfordern ein Umden-
ken in der Verkehrspolitik.
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2023 ist das Jahr des großen
ver.di-Gewerkschaftskongres-
ses, aber auch der  Sozial -
wahlen. Das klingt noch weit
weg, aber wie bei den ver.di-
 Orgawahlen sind auch hier
 Vorarbeiten nötig, damit die
ver.di-Mitglieder bei Renten-
versicherung, Kranken- und
Unfallkassen sowie  Berufs -
genossenschaften durch
ver.di-Selbstverwalter*innen
gut vertreten werden.

Alle sechs Jahre sind über 30 Mil-
lionen Versicherte aufgerufen, in
dieser drittgrößten Wahl in
Deutschland nach der EU- und
der Bundestagswahl ihre Stimme
abzugeben. Aber für eine erfolg-
reiche Selbstverwaltung braucht
es nicht nur informierte Wäh-
 ler*in  nen, sondern auch Kandi-
dat*innen für die Seite der
 Versicherten in den Verwaltungs-
gremien, die von den Gewerk-
schaften im Deutschen Gewerk-
schaftsbund vorgeschlagen
werden. Auch ver.di meldet die
Mitglieder, die sich in der Selbst-
verwaltung engagieren wollen,
dem DGB.

In der Online-Veranstaltung
 „Soziale Selbstverwaltung sucht
Frauen-Power“ Ende November
erläuterte ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Dagmar König,
warum die Werbetrommel für die
Sozialwahlen so früh gerührt
wird: Bis November 2022 müssen
die endgültigen Kandidat*innen-
listen eingereicht werden. Damit
die Kandidaturen innerhalb
ver.dis zwischen Landesbezirken
und Fachbereichen und dann zwi-
schen den DGB-Mitgliedsgewerk-
schaften koordiniert werden kön-
nen, müssen die ver.di-Vorschläge
im April 2022 fertig sein. Und
schon ist gar nicht mehr so lang
Zeit, um diese „gelebte Sozialpart-
nerschaft und Demokratie“, wie es
König nannte, vorzubereiten.

 Die Ingenieurin und Autobahnex-
pertin Petra Rahmann, Mitglied

im Bundesausschuss mti (Meis-
ter*innen, Techniker*innen, Inge-
nieur*innen), will auch 2023 wie-
der für den Verwaltungsrat der
Techniker Krankenkasse kandidie-
ren: „Ich freue mich schon auf
den Wahlkampf, den wir gemein-
sam mit unserem Spitzenkandida-
ten Uwe Klemens ‚volle Kanne‘
gerade vorbereiten. Ohne ‚einmi-
schen‘ und ohne ‚Engagement‘
kann ich persönlich nicht, und ge-
rade im Gesundheitswesen mich
zu engagieren, finde ich sowas
von wichtig, aber auch total
spannend.“ Rahmann sitzt bei
der TK im Widerspruchsausschuss
und kann bei Ablehnungen
manchmal helfen.

Ihr Stellvertreter ist Matthias
 Träger, Vorsitzender der Bundes-
fachgruppe Industrie/Industrielle
Dienstleistungen, der die  Unter -
lagen ebenfalls erhält: „Ich habe
so einen sehr guten Einblick in
die Arbeit der Selbstverwaltung
einer Krankenkasse gewonnen.
Dadurch ist mir die Bedeutung
und Wichtigkeit der ehrenamtli-
chen Selbstverwaltung der
 Sozialver sicherungsträger erst
richtig bewusst geworden.“ 

Mit Beharrlichkeit

In der Berufsgenossenschaft Ener-
gie, Textil, Elektro, Medienerzeug-
nisse (BG ETEM) ist Heinz-Peter
Haase seit vielen Jahren aktiv ge-
wesen, ebenso wie als Betriebsrat
in der Axel-Springer-Druckerei in
Ahrensburg und als Vorsitzender
von mti Nord. Er kandidiert nicht
mehr für die Berufsgenossen-
schaft, wirbt aber bei Jüngeren
für die aktive Mitarbeit in der
Selbstverwaltung. Sein Rat an
„Neulinge“: „Durch Beharrlich-
keit und Vertrauen kann man in
kleinen Schritten an dem großen
Räderwerk der DGUV-Welt nur
langfristig etwas drehen.“ Denn: 
„Die Arbeit in der BG gestaltet
sich grundsätzlich als „Ménage-
à-trois“ zwischen der Verwaltung,
Arbeitgeberbank und der Versi-

chertenseite.“ Diese  Dreiecks -
beziehung erschwere es, Entschei-
dungen oder Reformen von
grundlegender Bedeutung zu tref-
fen: „Hier bleibt es dann vielfach
bei Reförmchen und das System
wirkt als Hemmschuh. Dies erle-
ben wir zum Beispiel gerade,
wenn es um eine Reform der Prä-
ventionsarbeit in der Zeitungszu-
stellung geht. Dieser Bereich stellt
einen prägenden Unfallschwer-
punkt in der Branche Druck und
Papierverarbeitung dar. Neue
Wege zu beschreiten, fällt den
Beteiligten trotz allem Respekt
für das Anliegen der Versicherten-
seite dann jedoch schwer.“ Au-
ßerdem sind in der ETEM-Selbst-
verwaltung Mitglieder aus zwei
ver.di- und vier IG-Metall-Sparten:
Das „erleichert  Erneuerungs -
prozesse nicht gerade“, hat
Haase beobachtet.

Sven Pietras, Fachkraft für Ar-
beits sicherheit für die Druckereien
der Axel-Springer SE, langjähriges
Mitglied im Europa-Betriebsrat
dort und auch gelernter Techniker,
ist seit der Wahl 2017 dabei:
„Mich begeistert die Arbeit in der
Selbstverwaltung immer mehr
und ich sehe da noch viele Mög-
lichkeiten, das in den nächsten
Jahren auszubauen. Deswegen
werde ich mich bei der kommen-
den Sozialwahl wieder zur Wahl
stellen. Persönlich hat mich der
tiefere Einblick in die Unfallversi-
cherung dahin gebracht, manches
mit einem anderen Betrachtungs-
winkel zu sehen.“ Er hofft auf
weitere Kolleg*innen, die dabei
mitmachen, denn „die Arbeit im
Widerspruchsausschuss, im Bran-
chenausschuss Druck & Papier
und der Vertreterversammlung
hat schon vielen Kolleginnen und
Kollegen geholfen. Wir haben
Existenzen wahren können und
gute Schutzinstrumente installiert
sowie Ressourcen zur Verfügung

stellen können, dass die Präven-
tion weiter ausgebaut werden
kann.“

Auch Burkhard Winterhoff hat
eine Wahlperiode als Selbstver-
walter hinter sich, sowie langjäh-
rige Betriebsratserfahrung in der
Karton- und Verpackungsindus-
trie. Doch er macht allen „Neu -
lingen“ Mut: „Habt keine Angst,
seid offen für neue Erfahrungen.
Ich selber wurde von Kolleginnen
und Kollegen mit längerer Erfah-
rung an die Hand genommen und
in der Arbeit mitgenommen. Kein
Mensch kommt als Mitglied einer
Selbstverwaltung auf die Welt,
aber man kann alles lernen, seid
dabei!“

Bei der Online-Veranstaltung für
Frauen, deren Zahl wegen ihrer
speziellen Gesundheits- und Le-
bensperspektiven in der Selbst-
verwaltung weiter steigen sollte,
haben sich eine ganze Reihe der
mehr als 200 Teilnehmerinnen so-
fort als Kandidatinnen gemeldet,
weitere werden dies bei ihrem
ver.di-Bezirk tun. Petra Rahmann
ist sich sicher, dass sie ihre Kandi-
datur nicht bereuen werden: „Es
geht bei der Ausübung der Ehren-
ämter stets auch um Menschen
und ihre Bedürfnisse. Es ist ein
tolles Ehrenamt und ich verspre-
che Euch Spannung pur“. W

Susanne Stracke-Neumann

Sozialwahlen

„Gelebte Sozialpartnerschaft
und Demokratie“

Aktuelle Informationen
zu den Sozialwahlen
gibt es unter
https://kurzelinks.de/2xse
Bewerbungsbogen:
https://kurzelinks.de/x1bo
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Das Bauen war ein wichtiges
Thema beim dena-Energie-
wende-Kongress in Berlin. Im-
merhin stammen 90 Prozent
allen Abfalls aus dem  Bau -
sektor, erläuterte Annette Hil-
lebrandt, Professorin für Bau-
konstruktion/Entwurf/Material-
kunde an der Bergischen
 Universität Wuppertal. 

Mehr Abstimmung bei den För-
derprogrammen zur Energieeffi-
zienz im Gebäudesektor forderte
Anne Katrin Bohle vom Innen-
und Bauministerium. Immerhin
sei der Bausektor vom Bauen bis
zur Deponie der größte Sektor,
der zum Klimaschutz beitragen
müsse. „Wenn wir da zu einseitig
denken, hetzen wir den  Ver -
braucher von einem  Gebäude -
programm zum nächsten.“

Beim „Innovation Slam: Future
Building“ mit seinen kurzen poin-
tierten Referaten ging es dabei
nicht nur um Wärmedämmung
oder Solardächer, sondern um 
ein ganz neues Konzept, nämlich
das Bauen als Kreislauf, wie
 Hillebrandt ausführte. 

Rücknahmepflicht

Bauherren müssten eine viel län-
gere Verantwortung für ihre ge-
bauten Objekte übernehmen und
Baumittelhersteller von vornehe-
rein eine Rücknahmepflicht ihres
Materials einplanen. Kreislauf
und Re-Use waren ihre Leitwörter. 

Baumaterialien müssten nicht nur
schadstofffrei, sondern auch sor-
tenrein sein, kompostierbar und
recyclingfähig. Man müsse sich

die Städte auch als Rohstoffquelle
denken.

Beim Bauen sollten sehr viel mehr
Sekundärmaterialien eingesetzt
 werden. Lösbare Verbindungen
müssten Rückbau und  Wieder -
verwendung der Bauteile möglich
machen, forderte Hillebrandt.
„Recycling muss das neue Nor-
mal werden.“ So sollten Fenster
nach 20 Jahren zurückgenommen
werden können. Gute Baumate-
rialien der Zukunft seien nur sol-
che, die vom Hersteller auch wie-
der zurückgenommen würden. 

Einen „Material-Passport“ for-
derte Patrick Bergmann von Ma-
daster Deutschland für Baumate-
rial, dessen Energieverbrauch
schon bei der Herstellung notiert
werde sollte. Mit einem solchen

Pass seien die Materialien später
besser handelbar. Selektiv rückzu-
bauen statt die Abrissbirne einzu-
setzen, verlangte Bergmann. 

Andrea Gebhard, Präsidentin der
Bundesarchitektenkammer, ver-
wies auf das Schweizer Modell
zur Bauauftragsvergabe: Nicht
das günstigste Angebot werde
ausgewählt, sondern Richtschnur
sei ein Meridian ohne billigstes
und teuerstes Angebot. Das sei
zunächst teurer, so zu bauen,
langfristig aber für alle günstiger,
weil besseres Baumaterial zum
Einsatz komme und die Belastun-
gen dadurch geringer würden.
Auf die Architekt*innen komme
wegen der Umweltanforderungen
ein völlig neues Berufsbild zu. W

Susanne Stracke-Neumann

Bauen

Städte als Rohstoffquelle

Vera Meyer, Professorin für
Biotechnologie, begann ihren
Slam-Beitrag zum Bauen der
Zukunft mit einer Frage:
„Können Sie sich vorstellen,
in einem Haus aus Pilzen zu
wohnen? Wir können das!“ 

Sie erforscht Baustoffe aus Holz-
pilzen, die dämmende Eigen-

schaften wie Styropor haben, völ-
lig kompostierbar sind und wenig
Wasser für die Produktion verbrau-
chen. Die Pilze könnten außer an
Holz auch an Beton wachsen oder
in einer Gitterstruktur. Zusätzlich
würde bei der Herstellung CO2 ge-
bunden. Bis 2030 soll ein komplet-
tes Haus aus dem Material  ent -
wickelt werden.

Architektenkammer-Präsidentin
Andrea Gebhard riet, solche Pro-
jekte nicht als Spinnerei zu sehen,
sondern als Innovationsschub, und
die Entwicklung von Prototypen zu
fördern.

Auch Marc Harald Weissgerber
vom Bauhaus der Erde gGmbh for-
derte, biobasierte Materialien zu

nutzen. Beton herzustellen und
zu verbauen sei beim CO2-Aus-
stoß mehrfach höher als der
ganze Luftverkehr. Er sieht die
Strategie in einer Substitution
von Zement durch biobasierte
Baustoffe. W

sus

Neue Baustoffe

Ein Haus aus Pilzen
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„NeuKlimaLand“ hatte die
Deutsche Energie-Agentur
(dena) ihren inzwischen 12.
Kongress zur Energiewende
überschrieben, der als hybride
Veranstaltung in Berlin und
online stattfand. Dabei stellte
sie ihre neue Leitstudie
 „Aufbruch Klimaneutralität“
vor.

Der Abschlussbericht für eine Kli-
maneutralität bis 2045 umfasst
rund 1000 Seiten, tritt an die
Stelle der alten Leitstudie von
2017/18. Neben einer Analyse hat
die dena dabei insgesamt 84 Auf-
gaben in zehn zentralen Hand-
lungsfeldern identifiziert, die
einen Leitfaden für die kom-
mende Legislaturperiode darstel-
len sollen. Für die Sektoren Ge-
bäude, Verkehr, Industrie, Energie
sowie Landwirtschaft und 
LULUCF, der Abkürzung für „Land
Use, Land-Use Change and
Forestry“, will die dena-Leitstudie
konkrete Lösungsansätze und
CO2-Reduktionspfade vorstellen.
In Modellrechnungen werden
dabei Varianten untersucht, um
das Ziel zu erreichen.

Allerdings hat das Karlsruher
 Urteil nicht nur die Politiker teil-
weise kalt erwischt, sondern auch

die dena-Leitstudie. Durch die
neuen Vorgaben mussten alle
Modellrechnungen überarbeitet
werden, berichtete Andreas
 Kuhlmann, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der dena. Die
dena versteht sich als „Agentur
für angewandte Energiewende“
und will „zum Erreichen der ener-
gie- und klimapolitischen Ziele
der Bundesregierung beitragen“.

Zu den Aufsichtsräten gehören
Mitglieder der Ministerien wie der
Wirtschaft und von Behörden. Die
Spannung, wie sich die künftige
Politik der zur Zeit des Kongresses
noch verhandelnden Ampel-
 Koalition gestalten würde, war
auf dem Kongress deutlich und
als Aufbruch zu spüren. Kuhlmann
sprach von „einer großen Bereit-
schaft, die Ziele zu erreichen“. 

Diese Ziele haben sich seit der
Veröffentlichung der neuen Leit-
studie mit dem Koalitionsvertrag
schon wieder geändert, denn die
neue Bundesregierung hat sich
das Erreichen der Klimaneutralität
für die Jahre 2035 bis 2040 vor-
genommen, nicht erst bis 2045,
was noch die Vorgabe für den
dena-Leitfaden war. Christoph
Jugel, Leiter der Abteilung Ener-
giesysteme bei der dena, nannte

als Wunsch an die neue Regie-
rung „weniger ministeriales
 Hickhack“ und eine „robustere
Planung“, die auch immer einen
Plan B im Auge habe. 

Mehr Fokus auf Energieeffizienz,
Rohstoffeffizienz und Recycling
gehört zu den Empfehlungen
ebenso wie der Ausbau mit bes-
serer Verzahnung des Öffentli-
chen Verkehrssektors, der starke
Ausbau Erneuerbarer Energien
und die Entwicklung grüner Leit-
märkte. Besondere Aufmerksam-
keit müsse auch den natürlichen
CO2-Senken gelten. Ohne Erhal-
tung der Wälder und Renaturie-
rung von Mooren werde man die
Restemissionen nicht neutralisie-
ren können.

In der anschließenden Diskussion
erklärte Kai Niebert, Präsident des
Deutschen Naturschutzrings, die
kommenden Jahre zu „hochspan-
nenden Zeiten“, auch durch das
Nachschärfen der Klimaziele. Bei
der Wahlbefragung habe das
 Klimathema gleich nach der
 Sozialen Sicherheit immer ganz
oben gestanden auf der Prioritä-
tenliste der Bürger*innen. Mehr
Energiewende sei nur durch mehr
Sektor übergreifenden Natur-
schutz möglich. 

Energiewende

Spannende Zeiten, neue Ziele

Brigitte Knopf, Generalsekretärin
des „Mercator Research Institute
on Global Commons and Climate
Change“, verwies darauf, dass es
ausreichend Studien zum Kampf
gegen den Klimawandel gebe:
Alle zeigten, es ginge, „und es
muss schneller gehen“. Dabei sei
der CO2-Preis ein sehr wichtiges
Instrument, das man sozialverträg-
lich rückverteilen könne. „Ob Preis
oder Verbot: Alles hat eine Vertei-
lungswirkung.“ Die soziale Rück-
verteilung habe einen hohen Sym-
bolwert und werde gebraucht. 
Bei einer Rückverteilung, so Knopf,
„profitieren die unteren 60 Pro-
zent“ der Bevölkerung, weil sie
einen niedrigeren CO2-Fußabdruck
hätten.

Kein Erkenntnis-, sondern ein
 Umsetzungsproblem wurde auch
im Verkehrssektor ausgemacht.
Dabei gebe es viele Beharrungs-
kräfte und Skepsis, nicht nur bei
der Automobilindustrie, sondern
auch bei 46 Mio. Pkw-Besitzern. W

Susanne Stracke-Neumann

Zur dena-Leitstudie:
https://kurzelinks.de/mqrj 
Zum dena-Kongress:
https://kurzelinks.de/cou1 
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Sozial gerecht soll sie sein,
die Klimapolitik, die Energie-
wende, die Stadtplanung.
Dazu gibt es viele Vorschläge.
Dabei mischt auch ver.di mit.

Eine sozial gerechte Klimapolitik
forderte ver.di-Vorsitzender Frank
Werneke während der Weltklima-
konferenz und sah „höchste Zeit
für ein Energiegeld“. Angesichts
drastisch steigender Energiekos-
ten müssten einkommensschwa-
che Haushalte entlastet werden.
„Es ist dringend notwendig, dass
sich die künftige Koalition auf ein
sozial gestaffeltes Energiegeld
verständigt, das die Einnahmen
aus der CO2-Bepreisung wieder
an die Bevölkerung zurückgibt.
Das ist die Voraussetzung für eine
sozial gerechte und erfolgreiche
Klimapolitik in den kommenden
Jahren“, betonte Werneke.

Ebenso fordern Gewerkschaften,
darunter ver.di, Umwelt- und So-
zialverbände sowie die Evangeli-
sche Kirche im „Bündnis Sozial-
verträgliche Mobilitätswende“
klare Konzepte für eine Transfor-
mation des Mobilitätssektors: Die
Transformation des Mobilitätssek-

tors sei eine der zentralen, gesell-
schaftspolitischen Aufgaben einer
neuen Bundesregierung. „Die
kommende Legislaturperiode ist
entscheidend: In der Verkehrspoli-
tik liegen Jahrzehnte des Still-
stands hinter uns. Das muss und
kann sich jetzt ändern, denn
Ideen für eine sozial gerechte
Transformation unserer Mobilität
und des dazugehörigen Wirt-
schaftssektors sind so zahlreich
wie die zu lösenden Probleme“,
so das Bündnis. Es steht für einen
breiten Teil der Zivilgesellschaft
und zeigt, dass Umweltschutz,
 soziale Gerechtigkeit und gute
 Arbeit Hand in Hand gehen.

„Eine gut gestaltete, sozial ge-
rechte Mobilitätswende bringt
mehr Lebensqualität, schafft gute
Arbeitsplätze und verringert
 soziale Ungerechtigkeiten. Sie
schont das Klima und sorgt so für
eine gute Lebensgrundlage für
zukünftige Generationen“, er-
klärte das Bündnis.
https://kurzelinks.de/mrdo 

Klimaschutz und  Armuts -
bekämpfung

Ein Forschungsteam des Berliner
Klimaforschungsinstituts MCC
(Mercator Research Institute on
Global Commons and Climate
Change) sowie 16 weitere wis-
senschaftliche Einrichtungen in
Europa, Amerika und Asien,
sagen: „Der Kampf gegen die
 Erderhitzung und das  Zurück -
drängen der Armut auf der Welt
sind auch kurzfristig vereinbar:
Für beides kann es sich lohnen,
Treibhausgas-Emissionen und
damit fossile Brennstoffe schnell
und drastisch zu verteuern. Zwar
zeigen häufig verwendete Re-
chenmodelle hier einen  Ziel -
konflikt – doch der löst sich auf,
wenn man die Rückverteilung der

Einnahmen miteinbezieht.“
https://kurzelinks.de/2t96 

Städte als Klimapioniere?

Die neue Ausgabe des Magazins
vom Leibniz-Institut für Raumbe-
zogene Sozialforschung beleuch-
tet die Rolle von Städten in der
Klimapolitik: „Wer treibt  Klima -
politik voran? Nach dem Gipfel
von Glasgow und nach dem Ab-
schluss des Ampel-Koalitionsver-
trages stellt sich diese Frage er-
neut dringlich. Oft werden Städte
und Stadtstaaten als Klimapio-
niere gehandelt, die dort neue
Standards setzen, wo nationale
Regierungen sich schwertun,
etwa im Verkehrsbereich.“ 
https://kurzelinks.de/h6wy

W  sus

Soziale Gerechtigkeit

Vorschläge für die Transformation

Bei der Weltklimakonferenz
in Glasgow haben sich mehr
als 30 Staaten, große Auto-
konzerne und Metropolen zu
einer Allianz für das Ende
des Verbrennungsmotors zu-
sammengefunden.

Bis spätestens 2040 soll der
Verbrennungsmotor der Vergan-
genheit angehören, erklärten
Länder wie Kanada,  Groß -
britannien, Mexiko, Österreich,
Dänemark, Schweden oder die
Türkei und Indien. Zu den Un-
terzeichnern der Erklärung ge-
hören auch Autokonzerne wie

Mercedes-Benz, Tata Motors in
 Indien, Ford, General Motors
sowie Jaguar-Landrover und der
chinesische BYD-Konzern. Die
schwedische Automarke Volvo,
die ebenfalls dabei ist, hatte das
Umschwenken auf Elektromoto-
ren schon im März für ihre Pro-
duktion bekanntgegeben. Volvo
will ab 2030 nur noch  Elektro -
modelle bauen und sieht auch
 Hybrid-Fahrzeuge als  Auslauf -
modelle.

In den „führenden Märkten“ sol-
len, so die Erklärung, schon bis
2035 alle verkauften Personen-
kraftwagen und leichte Nutzfahr-
zeuge emissionsfrei sein.  Volks -
wagen, BMW, Stellantis (Peugeot,
Fiat, Opel etc.), Hyundai und
Toyota waren in Glasgow nicht
bei den Unterzeichnern der Ab-

sichtserklärung. Der geschäfts-
führende Verkehrsminister An-
dreas Scheuer (CSU) äußerte
sich gegen die Pläne der Allianz
in Glasgow, weil synthetische
Kraftstoffe nicht berücksichtigt
würden. 

Auch Konzerne, die große Fahr-
zeugflotten haben wie Siemens,
Unilever oder Eon, haben ihre
Unterstützung für die Ziele der
Allianz zugesagt. W sus

Automobilindustrie

Allianz zum Ende
des Verbrennungs-
motors
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Online-Konferenz im ver.di-
Haus in Berlin über die Regu-
lierung von Plattformen 
(Fortsetzung von Seite 8).

Die Landesbeauftragte in Schles-
wig-Holstein für Datenschutz,
Marit Hansen, forderte ein Up-
date im Bereich Sicherheit und
Datenschutz. Typisch für digitale
Plattformen seien ein zentrales
Betriebsmodell, eine Datenanhäu-

fung mit Missbrauchsrisiko und
die Datenauswertung für eigene
Zwecke. Wie die Vergangenheit
zeige, funktioniere die Selbstregu-
lierung der Plattformen nicht gut.
Allerdings ist es sehr schwierig,
die Rechtskonformität der Platt-
formen durchzusetzen. Solche
Verfahren dauern mitunter über
zehn Jahre. Dabei, so Hansen,
„schleifen sich dann Gewöh-
nungseffekte ein“. Es sei nicht
nur der Datenschutz betroffen,
sondern auch Arbeitsbedingun-
gen, Gleichbehandlung und Ver-
braucherschutz.

Hansen fordert daher als Alterna-
tive dezentrale oder föderierte In-
formationsmodelle. So haben zum
Beispiel die Vermessungsämter
hervorragende Karten, jedoch kei-
nen  Kartendienst. Oder der öffent-
liche Verkehr habe jeweils seinen
Fahrplan online, aber keine Ver-
knüpfung zu den Verkehrsmitteln. 
Man könnte sich das Modell einer
 öffentlichen Datentreuhand, er-
gänzt um Datengenossenschaften,
vorstellen. Als positive Beispiele
stellte Hansen die Corona-Warn-
App sowie das Projekt DECODE
(https://decodeproject.eu) dar.

DECODE ist eine Antwort auf die
Bedenken der Menschen, die
einen Kontrollverlust über ihre
persönlichen Daten im Internet
fürchten. Man dürfe nicht alles
Facebook, Google und Co. über-
lassen, forderte die Datenschütze-
rin. Es müsse eine  staat liche
 Verantwortung und Bürgerbeteili-
gung greifen. So sollten die Platt-
formen auf Interoperabilität,
 Interkonnektivität, diskriminie-
rungsfreien Zugang, Prüfbarkeit,
Datenzugang für die Wissenschaft
verpflichtet werden.

Digitaler 
Kapitalismus

Philipp Staab, Professor am Lehr-
bereich „Soziologie der Zukunft
der Arbeit“ an der Humboldt-Uni-
versität Berlin, erläuterte in sei-
nem Referat, wie der digitale
 Kapitalismus funktioniert. Die

Plattform stehe zwischen Konsu-
menten (Subvention), Produzent
und Arbeit (Extraktion).  Platt -
formen sind App-Stores, E-Com-
merce, Werbeplattformen und
beispielsweise Food Delivery.
Rund 30 Prozent des Endpreises
bleiben in der Plattform hängen,
erläuterte der Wissenschaftler.
Vier Kontrollstrategien werden
dabei verfolgt: 

• Informationskontrolle (Tracking),
• Zugangskontrolle (Rating), 
• Preiskontrolle (Scoring), 
• Leistungskontrolle (Informati-

ons asymmetrien).

 Zusätzlich werde noch ein algo-
rithmisches Management als

Plattformökonomie

Update für Sicherheit, Datenschutz
und Daseinsvorsorge

neues Leitparadigma der Arbeits-
steuerung eingesetzt.

„Für die öffentlichen Güter ste-
hen wir bereits jetzt an einem 
Scheideweg“, sagte Staab, es 
drohe der Verlust der Souveräni-
tät. Die Frage sei: „Wollen wir die 
öffentliche Souveränität behalten 
oder uns in die Abhängigkeit der 
digitalen Privatisierung bege-
ben?“ Dabei sei die öffentliche 
Daseinsvorsorge im doppelten 
Zangengriff von privaten  Platt -
form unternehmen und privaten 
Software-Zulieferern. Als Alterna-
tive schlägt Staab einen Platt-
form-Kommunalismus der öffent-
lichen Güter vor. Dafür seien 
Kapazitäten auszubauen. Damit 
dies auch klappe, müssen IT-Spe-
zialisten im Öffentlichen Dienst 
besser bezahlt werden. Daneben 
brauchen wir eine strategische 
Datenpolitik und müssen mit 
Best-Practice-Modellen die Wege 
aufzeigen, erklärte Staab.

Gewerkschaftsforderungen

Nadine Müller, Leiterin Bereich 
 Innovation und Gute Arbeit bei 
ver.di, ergänzte die Vorträge um 
die gewerkschaftlichen Anforde-
rungen. Die gesetzlichen Voraus-
setzungen seien nicht ausrei-
chend, es brauche eine erweiterte 
Mitbestimmung. Bei IBM sei es 
gelungen, einen Tarifvertrag zum 
Gesundheitsschutz abzuschließen, 
denn gerade die Themen  Arbeits -
intensität, Arbeitszeiten,  Arbeits -
bedingungen und psychische 
 Belastung spielten in den 
 Plattform unternehmen eine große 
Rolle. Allerdings seien viele Ar-
beitskräfte bei den Plattformen 
Soloselbstständige. Hier sei der 
Betriebsbegriff neu zu definieren. 
Soloselbstständigkeit muss freiwil-
lig sein, es brauche Branchenmin-
desthonorare und eine soziale 
 Absicherung der Selbstständigen. 
Ver.di setzt sich auch in der Platt-
formökonomie für Gute Arbeit ein. 
In der abschließenden Diskussion 
räumte ver.di-Vorsitzender Frank

Werneke die Schwierigkeiten bei
Betriebsratsgründungen und Mit-
gliedergewinnung in den  Platt -
form unternehmen ein. Die Unter-
nehmen behinderten dies mit
aller Macht. Daher müsse die
neue  Regierungskoalition auf eine
europäische Plattformregulierung
drängen. Laut Professor Staab sei
es für ein europäisches „Google“
bereits zu spät, in anderen Berei-
chen seien europäische Lösungen
noch möglich. Der Staat, so Staab,
sei für die Marktneutralität zu-
ständig und müsse dabei auf
 europäische Werte achten. Im
 Öffentlichen Dienst sei trotz eines
engen finanziellen Spielraums ein
Kapazitäts- und Kompetenzauf-
bau erforderlich. Auch die Daten-
schutzbehörden müssen  auf -
gestockt werden.

Margit Hansen forderte für die
unverzichtbare, systemrelevante
Infrastruktur einen klaren Rah-
men. Dies sei Aufgabe der neuen
Regierung. Christoph Busch be-
tonte, dass die Plattformökono-
mie kein Wettbewerbsproblem
darstelle. Es gehe vielmehr um
Machtverschiebung und das Ver-
hältnis von Staat und Markt.

Die sehr interessante und auf-
schlussreiche Veranstaltung soll
mit weiteren Foren fortgesetzt
werden. W

Ulrich Bareiß

Die Dokumentation und Auf-
zeichnung der Auftaktveran-
staltung ist zu finden unter
https://kurzelinks.de/wqif
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wir reden mit

Informationen für Meister*innen, Techniker*innen und Ingenieur*innen in ver.di Dez. 2020

auch funktionieren. Dabei solle
das deutsche Arbeitsrecht ausge-
höhlt werden. „Mitentscheidend
wird sein, wer künftig die Regeln
setzt“, erklärte Werneke. Dabei
gelte es auch, den Begriff des Be-
triebs neu zu definieren.

Die Macht der Plattformen zu be-
grenzen, forderte auch Christoph
Busch, Rechtswissenschaftspro-
fessor an der Uni Osnabrück, und

Zu der Online-Veranstaltung bei
ver.di Mitte November waren
neben Gewerkschaftsvertre ter*in -
nen auch Fachleute aus Wissen-
schaft und Politik als Redner*in -
nen geladen. Vorgetragen und
diskutiert wurden neben den Aus-
wirkungen auf die Arbeitswelt
auch die gesellschaftspolitischen
Aspekte und juristische Fragen.

Frank Werneke erläuterte sein Bild
von der Plattformökonomie mit
Beispielen: Amazon schließt keine
Tarifverträge ab und möchte künf-
tig Logistikdienstleister sein. Flix-
bus hat keine eigenen Busse und
Fahrer und Uber keine eigenen
Taxis. Mit Flixbus könnte man
nicht einmal Tarifverträge ab-
schließen. Plattformen, so Wer-
neke, versuchen die Regeln und
Standards so zu beeinflussen,
dass ihre Geschäftsmodelle dann

Wer setzt künftig die Regeln?
Hohe Marktkapitalisierung, kaum Produktion,
wenig Mitarbeiter*innen und praktisch nur
 Vermittlung zwischen Angebot und Nachfrage:

Dieses Bild zeichnete ver.di-Vorsitzender Frank
 Werneke bei der Online-Konferenz zur Plattform-
ökonomie.

Plattformökonomie

machte dies an vielen Beispielen
fest. In einem noch zu erstellen-
den Plattform-Infrastrukturrecht
soll dies verankert sein. Digitale
Plattformen seien mittlerweile Teil
der Infrastruktur, wie Handel,
Kommunikation und Information.
„Sind damit Facebook und Goo-
gle Teil der Grundversorgung?“,
stellte Busch als Frage in den
Raum. 

Digitale Plattformen dringen mas-
siv in den Bereich der öffentlichen
Daseinsvorsorge vor, erklärte der
Jurist. Damit gemeint sind Wasser-
versorgung, Energiewirtschaft,
Mobilität, Gesundheit, Kultur und
Bildung. Hier bestehe die Gefahr
der Abhängigkeit von den Platt-
formanbietern in der Grundversor-
gung. „Sind daher Plattformen
bereits systemrelevant?“, fragte
Busch und meinte: „Die Debatte

zu einem Plattform-Infrastruktur-
recht steht erst am Anfang.“

Wichtig sei ein fairer Zugang zur
digitalen Daseinsvorsorge. Damit
Plattformen sich nicht nur die
 Rosinen herauspicken, müsse eine
Universaldienstverpflichtung
 gelten und eine flächendeckende
Grundversorgung gewährleistet
sein. Eine besondere Verantwor-
tung trügen Plattformen in ihrer
 Transparenz beim Thema Umwelt-
schutz, Menschenrechte, Daten-
schutz, IT-Sicherheit und Algorith-
men. Busch äußerte Zweifel, ob
dies erfüllt werden könne, und
stellte die Frage, ob man nicht
 alternative Strukturen aufbauen
solle, um im Krisenfall nicht ab-
hängig zu sein. W

Ulrich Bareiß
(Fortsetzung auf Seite 7)

Fo
to

: S
ve

n 
W

ei
ge

r

Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

und täglich grüßt Corona …

„Zurück zur Normalität“ waren
meine Worte in der Juni-Aus-
gabe 2021. Dass wir uns jetzt
in der vierten Welle befinden,
liegt am Versäumnis der poli-
tisch Verantwortlichen, und das
über die Parteigrenzen hinweg.
Aber es gibt mal wieder Licht
am Ende des Tunnels, man hat
sich parteiübergreifend auf ein
abgestimmtes Vorgehen ver-

ständigt. Es bleibt die Hoffnung,
dass keiner den Tunnel verlängert.

Für alle gilt, die Arbeit muss, nein,
die Arbeit geht weiter. 2021 hat
sich mti, dank vieler haupt- und
ehrenamtlicher Kollegen*innen,

unter anderem mit Themen zur
 Arbeit in einer digitalen (Arbeits)-
Welt, Homeoffice, mit dem Stand
der Wasserstofftechnologie sowie
den tariflichen Erwartungen unse-
rer Kolleg*innen befasst. Themen
wie „Führen auf Distanz“ und
„Fit für Kariere“, aber auch not-
wendige Qualifizierungen stehen
auf der Agenda für 2022.

Ich hoffe, dass wir damit den Nerv
unserer Mitglieder treffen. Im Jahr
2021 scheinen wir mit unseren
Themen nicht ganz danebengele-
gen zu haben. In einem schwieri-
gen Umfeld haben wir unsere

 positive Mitgliederentwicklung
fortsetzen können, für die ersten
elf Monate mit mehr als sechs
Prozent. Lasst uns auch daran
weiter arbeiten.

Vielen Dank für die kollegiale
Zusammenarbeit, Gesundheit,
ein frohes Weihnachtsfest und
einen guten Rutsch ins Jahr
2022. W

Euer
Werner Filipowski 
Vorsitzender des  mti-Bundes -
ausschusses


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